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Ethnische Selbstbestimmung und Demokratie
Minoritätenvölker und Milizen im Nigerdelta

Mit dem Übergang zur Demokratie nach 15 Jahren Militärherrschaft haben die
Minderheitenvölker im Süden Nigerias mehr Autonomie gewonnen. Oppositi-
onsgruppen können sich fast ungehindert organisieren, und ihr Protest hat dafür
gesorgt, dass heute sehr viel mehr Gelder aus dem Budget der Bundesregierung
ins Nigerdelta und die angrenzenden Küstengebiete fließen. Unter den Militärs
wurde Nigerias Erdölregion, die dem Land mehr als 95 % seiner Exporterlöse
beschert, lange vernachlässigt. Nur 3 % der staatlichen Einnahmen aus dem Öl-
geschäft gingen direkt an die Erzeugerregion; heute dagegen überweist die Zen-
tralregierung den sechs Minoritätenstaaten an der Südküste 13 % der Öleinnahmen.
Die Weltmarktpreise für Rohöl sind zudem drastisch gestiegen, so dass die Re-
gierungen der Deltastaaten seit Januar 2000 mehrere Mrd. US$ an zusätzlichen
Einnahmen erhielten.1 Doch von diesem Geld kommt nur wenig bei den einfa-
chen Bürgern an, denn ihnen ist es nicht gelungen, die neu geschaffenen demo-
kratischen Institutionen zu nutzen, um die Politiker in den Landesregierungen
und Kommunalverwaltungen zur Verantwortung zu ziehen. In jenen Gebieten,
die heute von „Befreiungsbewegungen“ kontrolliert werden, ist die Situation nicht
besser. Ethnische Milizen bekämpfen sich oft gegenseitig, oder sie greifen geg-
nerische Dörfer und Stadtviertel an. Das hat zur Folge, dass bei bewaffneten
Zusammenstößen heute mehr Menschen sterben als zu Beginn der 1990er Jahre,
als das Militärregime den Aufstand der Ogoni niederwarf.

Wie kommt es, dass sich auch nach dem Ende der Militärdiktatur die Gewalt
nicht begrenzen lässt? Da der Staat seine Bürger nicht mehr ausreichend schützt,
schließen sie sich zu ethnischen, religiösen und kommunalen Gruppen zusam-
men, die ihre Mitglieder und ihr Territorium gegen Übergriffe fremder Gruppen
verteidigen. Der Aufstieg privater Gewaltakteure erklärt sich freilich auch aus
internen Konflikten und dem Zerfall lokaler Ordnungsstrukturen. Besonders im
Nigerdelta, wo Gouverneure und Milizenführer, Dorfälteste und Jugendbanden
um die Verteilung der Ölmilliarden streiten, gibt es kaum noch legitime Formen
von Autorität, die bewaffnete Konflikte unterbinden oder schlichten könnten.
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Dass sich die Gewalt nicht eindämmen lässt, hängt zudem mit den vielen Waffen
zusammen, die seit den 1990er Jahren ins Land geströmt sind.2 Mit militärischen
Mitteln lässt sich die Region nicht befrieden. Um zu verhindern, dass sich unter
den Deltaminoritäten und anderen Völkern Nigerias Separationsbestrebungen
durchsetzen, müsste die Regierung einen Ausgleich zwischen den auseinander-
strebenden Segmenten herbeiführen. Doch Konflikte zwischen ethnischen Grup-
pen, die nach Autonomie streben, sind mit jenen Institutionen, die Nigerias de-
mokratische Verfassung bereitstellt, nicht zu lösen.

Das Versagen demokratischer Konfliktlösungen

Von den Bewohnern der Deltaregion kann niemand erwarten, dass sie das Gewalt-
monopol des Staates anerkennen. Lokale Gemeinschaften sind auf ihre Milizen
angewiesen. Ohne die Bereitschaft, ihre Interessen zur Not mit Gewalt zu verteidi-
gen, könnten sie sich gegen Übergriffe der Regierung oder gegen Angriffe anderer
communities nicht behaupten. Milizen genießen daher breite Unterstützung in ih-
ren Heimatgemeinden (Sesay 2003: VII). Zu ihrer Popularität trug außerdem bei,
dass sie sich der Politik der Regierung und der Ölkonzerne recht erfolgreich entge-
gengestellt haben. Unter dem Druck militanter Protestbewegungen mussten Shell,
Chevron, Agip und Elf sehr viel mehr Geld als ursprünglich geplant für Entwick-
lungsprojekte in den umliegenden Fischer- und Bauerndörfern investieren. Es ent-
stand zudem für mehrere Mrd. US$ eine Gasverflüssigungsanlage, die dazu bei-
trägt, weitere Umweltschäden zu reduzieren: Während man in den 1970er Jahren
98 % der Erdgase, die bei der Ölförderung freigesetzt werden, abgefackelt hat,
wird heute mehr als die Hälfte davon vermarktet (Economist Intelligence Unit 2005:
35). Friedliche Proteste allein hätten die Firmen nicht bewegen können, den Forde-
rungen der Bevölkerung entgegenzukommen. Entscheidend war wohl die Einsicht
der Ölmanager, dass eine Eskalation der Konflikte zu kostspielig ist. Denn in der
Deltaregion, die unzugänglich und zugleich dicht besiedelt ist, lassen sich die Pro-
duktionsanlagen mit militärischen Mitteln nicht effektiv schützen.

Die Bereitschaft der Ölfirmen, in sozialen und ökologischen Belangen Zuge-
ständnisse zu machen, war auch eine Reaktion auf internationale Proteste. Gleich
nach den spektakulären Reportagen über die Rebellion der Ogoni begann Shell,
der größte Ölproduzent Nigerias, seine Ausgaben für Sozialprogramme zu erhö-
hen. Allein in den Jahren 2002 und 2003 investierte der Konzern nach eigenen
Angaben insgesamt fast 100 Mio. US$ in lokale Entwicklungsprojekte und warb
damit in seinen Hochglanzbroschüren, auch wenn viele der beschriebenen Maß-
nahmen keine nachhaltige Wirkung hatten (Peel 2005: 5ff; Frynas 2001: 42, 48;
Zalik 2004: 410-413). Der Misserfolg solcher community-development-Initiativen
hängt auch damit zusammen, dass die Bewohner der betroffenen Gemeinden we-
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nig Interesse zeigen, mit den Entwicklungsexperten zusammenzuarbeiten. Ein wei-
teres Hindernis liegt in der sozialen Desintegration lokaler Gemeinschaften. Viele
Dörfer sind so sehr durch Fraktionskämpfe gespalten, dass ihre Bewohner nicht die
Kraft aufbringen, sich für kollektive Interessen einzusetzen. Statt sich die neu ge-
schaffenen Einrichtungen anzueignen und durch gemeinsame Anstrengungen zu
erhalten, lässt man sie verfallen oder macht sie zur Beute rivalisierender Gruppen.

Während Shell und andere Konzerne auf ihr Image bedacht waren und einen
Ausgleich mit der lokalen Bevölkerung suchten, ließ sich Nigerias Militärherrscher
Sani Abacha nicht zu Kompromissen bewegen. Erst die zivile Regierung unter
Präsident Obasanjo zeigte sich bemüht, in der internationalen Öffentlichkeit Re-
spektabilität zu gewinnen. Obasanjo war der erste Staatschef Nigerias, der die Del-
ta-Region überhaupt besuchte (Douglas & Ola 1999: 335). Bei den Wahlen 1999
hatte er unter den Minoritäten viel Unterstützung gefunden, doch schon bald nach
seinem Amtsantritt waren die Wähler im Delta enttäuscht, weil er ihre Forderung
nach Ressourcenkontrolle und direkter Verfügung über 50 % der Erdöleinnahmen
schroff ablehnte. Vertreter der Region erklärten, Obasanjo verhalte sich wie ein
Militärherrscher im zivilen Gewand, ja er behandele die Minderheitenvölker mit
„offenem Hass“.3 Doch das Problem liegt nicht in der Person des Präsidenten;
Obasanjo spricht nur aus, was viele, wenn nicht die meisten Nigerianer denken. Für
Angehörige der großen Völker – Igbo, Yoruba und Hausa-Fulani, die zusammen
die große Mehrheit der Bevölkerung bilden – ist es keine attraktive Vorstellung,
den Minoritäten zuliebe auf die Hälfte der staatlichen Öleinnahmen zu verzichten.
Obasanjos Herausforderer bei den letzten Wahlen 2003, Muhammad Buhari, ein
Fulani aus Nordnigeria, wäre den Forderungen der Ölminoritäten auch nicht weiter
entgegengekommen als sein Gegenspieler aus dem Yorubaland.

Die Aufteilung der Ölmilliarden ist ein Nullsummen-Spiel. Je mehr die Be-
wohner der Deltaregion davon erhalten, desto weniger bleibt anderen Nigeria-
nern. Die Rebellion der Ogoni, die als erste gegen die Ölpolitik der Zentralregie-
rung aufbegehrten, fand daher in anderen Teilen des Landes kaum Unterstüt-
zung. Auch ihr Führer Ken Saro-Wiwa war außerhalb seiner Heimat wenig populär,
und im angrenzenden Igboland, wo ich Mitte der 1990er Jahre lebte, war er we-
gen seiner Rolle im Biafra-Krieg geradezu verhasst: „Auf der internationalen
Bühne und unter nigerianischen Intellektuellen, die gut davon leben, vor westli-
chen Publikum zu sprechen, errang er Märtyrerstatus, (aber) einfache Nigerianer
äußerten sich zynisch über Saro-Wiwas Motive.“4

Sprecher der Minoritäten begründeten ihre Forderungen damit, dass die Auftei-
lung der Ölressourcen „ungerecht“ und „undemokratisch“ sei (Douglas u.a. 2003: 7;
Kaiama Declaration 2004 [1998]: 52-53. Doch demokratische Entscheidungen wür-
den den Ogoni, Ikwere oder Ijaw keine Gerechtigkeit bringen. Die Menschen in den
Erdöl produzierenden Regionen bilden nur 10 bis 20 % der Gesamtbevölkerung Ni-
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gerias. Käme es zu einem Referendum, würden sie mit ihrer Forderung, die Hälfte
der Ölgelder für sich zu behalten, sicher überstimmt. Schon zur Zeit von Nigerias
Zweiter Republik (1979-1983), als ein ziviler Präsident die Herrschaft der Generäle
kurz unterbrach, hatten die Menschen der Delta-Region die Erfahrung gemacht, dass
ihre Interessen auch unter einem demokratischen Regime nicht geschützt sind. Präsi-
dent Shehu Shagari ließ damals mit Unterstützung des Parlaments ihren Anteil an
den Erdöleinnahmen auf 2 % herabsetzen. Aus der Perspektive der Minoritäten hatte
es in Nigeria nur einmal einen fairen Ausgleich gegeben, nämlich zu Beginn der
Unabhängigkeit. Nach der Verfassung, die die Kolonialmacht dem Land hinterlassen
hatte, besaßen die Regionen weitgehende Vollmachten. Sie durften ihre Bodenschät-
ze eigenständig ausbeuten und mussten nur 50 % der Erlöse an die Bundesregierung
abführen. Von dieser Regelung profitierte damals (in einem bescheidenen Maße) die
Nordregion mit ihren Zinn-Minen.5 Die Ölproduktion im Süden begann erst 1956,
und es dauerte bis in die Zeit nach dem Biafra-Krieg, bis die Gelder aus dem Ölge-
schäft zur wichtigsten Einkommensquelle des Staates wurden. 1970 stammten 26 %
der Staatseinnahmen aus dem Verkauf von Erdöl, 1974 waren es 82 % (Frynas 2001:
29). Je wichtiger das Öl wurde, desto mehr reklamierten es die Politiker in der Bun-
deshauptstadt Abuja für sich. General Gowon verkündete 1969 per Dekret, dass Ni-
gerias Bodenschätze dem ganzen Land gehören und nicht einzelnen Bundesstaaten.
Deshalb sei es Aufgabe der Zentralregierung, die Ressourcen zu vermarkten und mit
den Ölfirmen Verträge auszuhandeln. Ein Jahr später reduzierte Gowon den Anteil,
den der Bund an die Erdöl produzierenden Länder überwies, von 50 auf 45 %, und
1971 verfügte er, dass den Ländern keine Einkünfte von jenem Öl zustehen, das vor
ihren Küsten auf Bohrinseln gefördert wird. Seine Nachfolger reduzierten die Länder-
quote dann weiter, zunächst auf 20 dann auf 1,5 % (Dibua 2005: 10-11; Sébille-
Lopez 2005: 173f; Tell6, 7. 4. 2003: 46).

Kontrolle über ethnisches Territorium

Mit den Ölmilliarden aus der Deltaregion ließen die Machthaber aus Nordnigeria
in Lagos und Kano Autobahnen bauen; sie finanzierten den Bau von Moscheen
oder verwendeten das Geld für aufwändige Prestigeobjekte: die neue, am Reiß-
brett entworfene Hauptstadt Abuja oder das Stahlwerk Ajaokuta, dessen Bau fast
fünf Mrd. US$ verschlang, das aber nie eine einzige Tonne Stahl produzierte
(Economist Intelligence Unit 2005: 37). Angesichts der Vergeudung staatlicher
Ressourcen ist es verständlich, dass Ken Saro-Wiwa und andere Aktivisten ver-
langten, wenigstens einen Teil des Geldes den Politikern in der Hauptstadt zu ent-
ziehen, damit es jenen Menschen zugute kommt, die unter den Folgen der Erdöl-
produktion zu leiden haben. Als Ausweg aus der Krise empfahlen sie, in wesentli-
chen Punkten zu der alten kolonialen Regelung zurückzukehren: Die Menschen in
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der Küstenregion sollten die Kontrolle über ihre Ressourcen erhalten, auch über
die Ölfelder vor der Küste, und was sie durch den Verkauf von Erdöl einnehmen,
sollten sie zu 50 % behalten dürfen. In einem zentralen Aspekt unterscheidet sich
aber der Föderalismus, wie ihn heutige Aktivisten verstehen, von jener alten föde-
ralen Verfassung. Die Verfügung über die Bodenschätze soll nicht bei der Region
oder bei einzelnen Bundesstaaten liegen, sondern bei den Ethnien, die dort leben.
Jedes der „Öl produzierenden Völker“ beansprucht das Recht, die Ressourcen in
„seinem“ Siedlungsgebiet eigenständig zu vermarkten. Die Oppositionsbewegungen
im Nigerdelta sind daher entlang ethnischer Linien organisiert, als Ijaw National
Congress, Urhobo National Assembly oder Oron National Forum (Ikelegbe 2005:
246-248). Auch die Organisation, die Ken Saro-Wiwa leitete, Movement for the
Survival of the Ogoni People, verstand sich als eine ethnische Befreiungsbewe-
gung, die mit eigener Flagge und Nationalhymne für die Autonomie der 500.000
Ogoni kämpfte. Ökologische Forderungen rückten erst später ins Zentrum der po-
litischen Botschaft, als ihre Führer Unterstützung im westlichen Ausland suchten
(Bob 2001: 317-321). Der Kampf gegen die Umweltzerstörung westlicher Kon-
zerne und gegen die Repression der Militärs blieb im Übrigen mit einer exklusiv
ethnischen Strategie verknüpft: Die Ölfelder, die Shell östlich von Port Harcourt
ausbeutete, seien Eigentum der Ogoni, die dort seit unvordenklichen Zeiten gesie-
delt haben. Um Fremde von der Kontrolle über dieses Territorium auszuschließen,
verlangte Ken Saro-Wiwa für sein Volk einen eigenen, weitgehend autonomen
Bundesstaat: „Wir wünschen uns einen Hausa-Staat, einen Tiy-Staat, Idoma-Staat,
Ijaw-Staat, einen Ogoni-Staat“ (Saro-Wiwa 1998b [1993]: 357).

Auch die Kaiama Declaration von 1998, der sich 500 Vertreter von Ijaw-Orga-
nisationen anschlossen, erklärt: „Alles Land und seine natürlichen Ressourcen […]
innerhalb des Ijaw-Gebiets gehören den Ijaw-Gemeinschaften“ (Kaiama Declaration
2004 [1998]: 52). Mitglieder anderer Ethnien dürfen sich hier nur mit Genehmi-
gung der Eigentümer, der landlords, ansiedeln, und sie bleiben von der Kontrolle
über das Territorium ausgeschlossen. Denn die Ijaw beanspruchen, über das Land
ihrer Ahnen eigenständig ohne Einmischung von außen zu verfügen. Ob ihre Hei-
mat zu Nigeria gehört oder sich von der Föderation abspaltet, wollen sie als die
Herren des Landes selbst entscheiden. Solange sie mit den Hausa-Fulani und ande-
ren Ethnien einen gemeinsamen Staat bilden, sind sie bereit, einen Teil ihrer Ölein-
nahmen in die Hauptstadt zu überweisen, damit die Regierung einige zentrale Auf-
gaben wahrnehmen kann, etwa das Eisenbahnnetz instand zu halten. Aber für die
ökonomische Entwicklung des Hausa-Lands oder für dessen Infrastruktur fühlen
sich Ijaw und Ogoni nicht zuständig (Saro-Wiwa 1998b [1993]: 355f).

Kritiker in Europa und den USA warfen den Führern der Minoritätenvölker
vor, dass sie in ihren Siedlungsgebieten eine lokale Hegemonie anstreben und
damit Angehörige anderer Ethnien diskriminieren. Sich auf die Vorrechte der
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indigenen Bevölkerung zu berufen sei bedenklich, denn im Grunde seien alle
Beteiligten nigerianische Staatsbürger, die Anspruch auf gleiche Rechte hätten.
Die Unterscheidung zwischen Eigen und Fremd, Autochthonen und Zugewan-
derten solle daher aus politischen Debatten verschwinden (Human Rights Watch
2003: 4; Brunner 2002: 268-273). Doch solche Appelle werden wenig bewirken.
Wenn staatliche Institutionen kaum noch Schutz gewähren, müssen sich die Men-
schen, wie in vorkolonialer Zeit, zu verteidigungsbereiten Gruppen zusammen-
schließen. Die eigenen Angehörigen, seien es Mitglieder der Familie, des Clans
oder der Ethnie, sind dabei die naheliegendsten Verbündeten. Angehörige der
großen Ethnien verhalten sich in dieser Hinsicht nicht anders als die Völker im
Nigerdelta. Nur benutzen sie unterschiedliche Strategien, um sich von anderen
abzugrenzen. Nehmen wir das Beispiel der Hausa-Fulani im Norden Nigerias.
Wenn es um die Aufteilung der Ölmilliarden geht, geben sich ihre Führer als
überzeugte Patrioten. Die Ölvorkommen im Nigerdelta, so erklären sie, gehören
allen Bürgern Nigerias und müssen daher im Interesse der nationalen Einheit
allen Regionen zugute kommen. Doch im Hinblick auf die eigenen Ressourcen –
bei der Verfügung über Land, über lokale Märkte oder über die öffentliche Ver-
waltung – sind sie ähnlich wie die Ogoni oder Ijaw auf Exklusivität bedacht. Die
Bundesstaaten im Norden, so behaupten sie, seien „muslimische Staaten“, in de-
nen die indigene Bevölkerung das Recht habe, staatliche Institutionen nach den
Geboten der eigenen Religion zu organisieren (Tabiu 2001: 10). Indem die
Muslime ihr angestammtes Territorium unter die Gesetze Allahs stellen, schlie-
ßen sie Andersgläubige, vor allem die christlichen Zuwanderer aus Südnigeria,
von der Partizipation am öffentlichen Leben weitgehend aus.

Eine Konferenz der Ethnien

Fast alle bewaffneten Konflikte, auch die Scharia-Unruhen in Nordnigeria, dre-
hen sich um die Kontrolle über Territorium. Ethnische Minderheiten haben somit
guten Grund, ihre Existenzgrundlagen bedroht zu sehen. Die Grenzen zwischen
den Siedlungsgebieten sind umstritten, Landressourcen werden knapp, und so
kommt es immer wieder zu so genannten boundary wars. In vielen Konflikt-
zonen hat die Zentralregierung Militäreinheiten stationiert, die die verfeindeten
Parteien auseinander halten sollen. Das Nigerdelta, in dem die Regierung weni-
ger den Landfrieden verteidigt als ihren Zugriff auf die Ölressourcen, stellt frei-
lich in mancher Hinsicht eine Ausnahme dar. Die Bevölkerung hat hier oft den
Eindruck, einer Besatzungsarmee ausgeliefert zu sein. In anderen Krisengebie-
ten dagegen sind die Menschen eher erleichtert, wenn staatliche Sicherheitskräf-
te eingreifen und die Feindseligkeiten beenden. Da die Armee, als eine föderale
Institution, ihre Angehörigen aus allen Teilen Nigerias rekrutiert und jede ihrer
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Kompanien ethnisch gemischt ist, verhalten sich die Soldaten gegenüber den
Konfliktparteien halbwegs unparteiisch.

Der Versuch, bewaffnete Konflikte zwischen ethnischen Milizen durch Mili-
täreinsätze zu ersticken, ist sicher notwendig. Allerdings hat die Regierung keine
Strategie, wie sich die Konflikte langfristig lösen lassen. Wer soll bei Land-
streitigkeiten zwischen benachbarten Dörfern und Ethnien entscheiden? Welche
Rechte besitzen Migranten, die sich unter indigenen Gruppen angesiedelt haben?
Und wie lassen sich die vielen ethnischen Diasporas schützen? Die Verfassung
gibt darauf keine ausreichende Antwort. Sie regelt nicht die Beziehungen zwi-
schen ethnischen und religiösen Gruppen, sondern definiert die Rechte individu-
eller Bürger gegenüber dem Staat (vgl. dazu Hyden 1999: 189). Doch der Staat,
der die Rechte des Einzelnen schützen sollte, kann seine zentralen Funktionen
nicht länger erfüllen, und damit verliert die Verfassung an Bedeutung. Die meis-
ten politischen Akteure fühlen sich nicht mehr an konstitutionelle Prinzipien ge-
bunden. Am offensichtlichsten ist das im muslimischen Norden des Landes, wo
die Parlamente von zwölf Bundesstaaten die Scharia einführten und sich damit
von zentralen Verfassungsprinzipien lossagten. Das islamische Recht, das nun
das soziale und politische Leben der Muslime bestimmen soll, ist für den christ-
lich geprägten Süden nicht akzeptabel. Muslime und Christen müssten, um ihr
Zusammenleben neu zu regeln, auf andere Rechtsvorstellungen zurückgreifen.
Es ist jedoch unklar, ob sich gemeinsame Prinzipien finden lassen, die an die
Stelle der westlich geprägten Verfassung treten könnten.

Um das Verhältnis zwischen den ca. 500 Ethnien des Landes neu auszuhan-
deln, hatten Oppositionspolitiker wie Ken Saro-Wiwa schon Anfang der 1990er
Jahre eine souveräne Nationalkonferenz vorgeschlagen. Der Begriff „national“
ist allerdings irreführend, denn die Delegierten, die über die Zukunft Nigerias zu
beraten hätten, sollen nicht als Repräsentanten der nigerianischen Nation zusam-
menkommen, sondern als Vertreter ihrer Ethnien. Außerdem sollten sie nicht wie
Parlamentarier von den Bürgern ihrer Wahlkreise gewählt, sondern von ethni-
schen Assoziationen ernannt werden.7

Dieses Modell der Repräsentation markiert einen klaren Bruch mit Demokratie-
modellen, die aus Europa oder Nordamerika importiert wurden. Statt individuel-
le Bürgerrechte zu betonen, soll eine künftige Verfassung die ethnischen Realitä-
ten anerkennen und sich auf die kommunitären Traditionen Afrikas zurückbesinnen
(Agbu 2004b: 26, 46; Alubo 2004: 138f; Jinadu 2004: 11ff). Souveränität soll
nicht mehr bei den Bürgern des Landes liegen, sondern bei den verschiedenen
Ethnien. Sie erhalten den Status von Rechtssubjekten, die autonom entscheiden,
wie sie mit anderen assoziiert sein wollen: „Die ethnischen Nationalitäten sollen
die Bausteine zur Bildung der Föderation sein, mit dem Recht zur Selbstbestim-
mung“ (Campaign for Democracy, 1998, zit. nach Ibrahim 2002: 203; vgl.
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Ejobowah 2000: 31). Die Befürworter einer Nationalkonferenz erkennen damit
an, dass die primäre Loyalität der Politiker der eigenen Ethnie gehört. Jüngere
Politiker wie Orji Kalu, der Gouverneur von Abia, einem der fünf Igbo-Bundes-
staaten, sprechen das auch offen aus: „Ich gehöre zu einer Generation von Igbos,
die bereit ist, überall und jederzeit alles zur Verteidigung der Igbo-Interessen zu
tun“.8 Ein solches Bekenntnis zum Tribalismus ist sicher ehrlicher, als weiterhin
zu behaupten, dass man sich dem nationalen Interesse Nigerias verpflichtet fühlt.
Trotzdem ist es unwahrscheinlich, dass eine Konferenz der Ethnien einen Aus-
weg aus der Krise weist. Die Vertreter rivalisierender Gruppen mögen Vereinba-
rungen treffen und die vereinbarten Regeln auch beachten, solange es ihnen op-
portun erscheint. Doch sobald es für eine der Parteien nicht länger von Vorteil
ist, die Absprachen einzuhalten, hält sie nichts zurück, ihre Zusagen zu brechen
(Hyden 1999: 191; Berman 2004: 49-50).

Bei Verhandlungen über die Nutzung der Ölressourcen appellierten Sprecher
der Delta-Minoritäten an ihre Gegenspieler, „soziale Gerechtigkeit“ (Saro-Wiwa
1998a [1993]: 334) walten zu lassen. Aber welche Formel wäre bei der Auftei-
lung der Ölmilliarden gerecht? Gehören die Bodenschätze, die eine Laune der
Natur in der Deltaregion verborgen hat, allen Nigerianern, oder sind sie Eigen-
tum der Ijaw, Ibibio, Urhobo und Ogoni? Nach welchen Kriterien will man fest-
legen, ob den Bewohnern der Region 13 oder 50 % der Öleinnahmen zustehen?

Die Regierung Obasanjo hatte sich lange gegen eine Nationalkonferenz ge-
sträubt, berief dann aber für den Februar 2005 doch noch eine Nationale Politi-
sche Reformkonferenz ein, an der Delegierte aus den Bundesstaaten, aber auch
Vertreter von Gewerkschaften und anderen Nichtregierungs-Organisationen teil-
nahmen. Im Mittelpunkt der Kontroversen stand, wie erwartet, die Verteilung der
Ölgelder. Delegierte aus der Küstenregion beharrten auf ihrer Forderung, die
Hälfte der Einnahmen für sich zu behalten; Politiker aus dem Norden wollten die
Quote dagegen nur von 13 auf 17 % erhöhen. Die Debatten schleppten sich mo-
natelang dahin, hatten aber nur zur Folge, dass sich die Fronten weiter verhärte-
ten. Als die Mehrheit der Versammelten beschloss, den Öl produzierenden Staa-
ten nicht mehr als 17 % zuzugestehen, stellten die Delegierten aus dem Niger-
delta ihre Mitarbeit ein, und die Konferenz endete am 11. Juli 2005, ohne dass
die zentralen Probleme gelöst worden wären (Ebeku 2005: 139f).

Auf der Suche nach gemeinsamen Regeln

Regierungskritiker wie Wole Soyinka hatten das Konferenz-Projekt des Präsiden-
ten von Anfang an abgelehnt. Eine Konferenz müsse souverän entscheiden, ohne
Gängelung durch die Regierung, denn eine Föderation ethnischer Gruppen habe
nur Bestand, wenn alle Beteiligten aus freien Stücken in eine politische Allianz
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einwilligen: „Wenn Nigeria erwünscht ist, muss es verhandelt und nicht aufge-
zwungen werden.“9 Doch es ist fraglich, ob Nigerias Politiker sich leichter einigen
könnten, wenn sie als Vertreter souveräner Ethnien miteinander verhandeln wür-
den. Eine Nationalkonferenz müsste nämlich, im Unterschied zum Parlament mit
seinen Mehrheitsentscheidungen, einvernehmliche Lösungen finden. Denn wenn
alle beteiligten Gruppen sich das Recht auf Selbstbestimmung zubilligen, kann
niemand verlangen, dass Ethnien, die ihre Interessen nicht durchsetzen konnten,
sich dem Willen anderer Ethnien fügen. Angesichts der konträren Positionen sind
die Aussichten auf einen Konsens, in dem die eigenen Interessen gewahrt wären,
gering, insbesondere für die Delegierten aus dem Nigerdelta, denn sie würden auch
auf einer souveränen Nationalkonferenz eine Minderheit bilden. Durch Gespräche
allein, gleichgültig in welchem Rahmen, können sie nicht hoffen, Gehör zu finden.
Um ihre Gegenspieler zu zwingen, Zugeständnisse zu machen, bleibt ihnen kaum
eine andere Möglichkeit, als mit Gewalt zu drohen. So können sie etwa durch den
Hinweis, dass bewaffnete Jugendliche die Ölproduktion blockieren oder Installa-
tionen zerstören werden, Politiker aus anderen Teilen Nigerias überzeugen, dass es
zu riskant ist, sich über die Interessen der Minoritäten hinwegzusetzen. Die Militanz
der Milizen ist also für die Verhandlungsführer aus der Deltaregion Teil ihres poli-
tischen Kalküls. Und es scheint: Auch die Mehrheit der lokalen Bevölkerung sieht
in der Gewalt das „einzig effektive Mittel“, ihre Interessen zu artikulieren.10

Die Suche nach einem Kompromiss gestaltet sich auch deshalb so schwer, weil
bei dem Streit um Ressourcenkontrolle und lokale Autonomie die Einheit des Lan-
des auf dem Spiel steht. Viele Politiker, besonders im Norden, wollen ein Ausein-
anderbrechen der Föderation um jeden Preis verhindern. Andere dagegen plädie-
ren offen für Sezession. Keine Seite aber kann sagen, durch welche Institutionen
sie weitere Konflikte zwischen den Ethnien verhindern will. Der Versuch, das
Gewaltmonopol der Zentralregierung aufrechtzuerhalten, hat nur zur Folge, dass
sich ethnische Gruppen von der staatlichen Autorität noch mehr entfremden. Aber
auch das Gegenmodell, die Selbstbestimmung der Ethnien, führt nicht aus sich
heraus zu einem friedlichen Ausgleich. Ken Saro-Wiwa berief sich darauf, dass
alle Völker Nigerias dieselben Rechte haben, gleichgültig wie groß ihr Territorium
oder ihre Bevölkerungszahl sind (Brunner 2002: 267). Doch wer sollte diese Rech-
te verbürgen, wenn die Zentralregierung an Macht und Kompetenzen verliert?

Bewaffnete Konflikte ließen sich nur verhindern, wenn alle Beteiligten sich
an gemeinsame Rechtsprinzipien gebunden fühlten, wenn es also Regeln gäbe,
die von allen als gerecht und fair empfunden würden. Doch im Umgang der eth-
nischen und religiösen Gruppen miteinander haben sich keine gemeinsamen Werte
und Überzeugungen herausgebildet. Westliche Verfassungsgrundsätze, mit de-
nen die Nigerianer jahrzehntelang experimentiert haben, taugen nicht dazu, das
Zusammenleben autonomer Ethnien zu regeln. Damit stellt sich die Frage nach
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anderen Mechanismen der Konfliktregelung. Bei der Suche nach Alternativen,
die den afrikanischen Realitäten besser angepasst sind, liegt es nahe, sich auf
vorkoloniale Formen der politischen Organisation zu besinnen. Doch der Blick
auf die eigenen Traditionen zeigt keine Ordnungsmodelle, die die Rechte ethni-
scher Minderheiten schützen würden. Die einzigen politischen Systeme, auf die
man zurückgreifen könnte, um größere Regionen zu ordnen, sind imperiale Ge-
bilde wie das Kalifat von Sokoto oder das Königreich Kwararafa. Sie schaffen
ethnische Hierarchien, in denen dominante Gruppen im Zentrum des Reiches
über periphere Gruppen herrschen. Aus der Sicht der Minoritätenvölkern ist es
durchaus möglich, dass solche Formen direkter Unterwerfung im nachmodernen
Nigeria wiederkehren: „Ein Stamm kann einen anderen als unterworfen ansehen
und dessen Mitglieder zu Untertanen machen.“11

Sezessionsbestrebungen

Bei einem Auseinanderbrechen der Föderation würden vermutlich alle Teile des
Landes Schaden nehmen. Dieselben zentrifugalen Kräfte, die Nigeria auseinan-
der treiben, würden auch die Nachfolgestaaten destabilisieren. Zu den Verlierern
dürfte vor allem die Hausa-Fulani-Elite im Norden Nigerias gehören, die das
politische Geschehen des Landes jahrzehntelang dominierte. Ohne den gemein-
samen Staat, der es ihnen erlaubt, sich an den Ölquellen im Süden zu bereichern,
stünden die Politiker in Kano und Sokoto vor dem Ruin. Denn der Norden ver-
fügt kaum über Bodenschätze, die sich ausbeuten ließen, und die wenigen von
ausländischen Investoren aufgebauten Industriebetriebe verfallen. Kein Wunder,
dass Hausa-Fulani-Politiker entschlossen sind, die „heilige Einheit der nigeriani-
schen Nation“12 zu verteidigen, zur Not mit Gewalt. Solange Generäle aus dem
Norden den Staatsapparat beherrschten, drohte man ganz offen, gegen abtrünni-
ge Provinzen mit der Armee vorzugehen: „Wer auch immer versucht, sich abzu-
spalten, wir werden ihn zwingen zu bleiben. […] Wir haben die Mittel, jeden
Aufruhr niederzuwerfen.“13 Heute muss die Hausa-Fulani-Elite mit ihren Geg-
nern verhandeln; eine „Balkanisierung“ des Landes will sie aber auf keinen Fall
hinnehmen: „Die gemeinsame Existenz Nigerias ist nicht verhandelbar und […]
wir werden eine unteilbare Einheit unter der Führung Allahs bleiben.“14

Demgegenüber halten sich die meisten Politiker aus dem Süden die Möglich-
keit einer Sezession offen. Sollten die Igbo oder Yoruba eigene Staaten bilden,
würden sie auf ihrem Territorium zwar auch nicht über nennenswerte Boden-
schätze verfügen. Doch die Ölfelder der Deltaregion sind greifbar nahe. Einer
der politischen Führer der Igbo sagte mir: „Wenn Nigeria zerbricht, werden wir
in die Ölregion einmarschieren, und noch in derselben Nacht haben wir die Mi-
noritäten ins Meer getrieben.“
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Als sich die Igbo 1967 von der Föderation abspalteten, fügten sie große Gebiete
der Ölminoritäten einfach in ihre Sezessionsrepublik ein. Der Krieg um Biafra
ging verloren, doch seit 1999 operiert unter den Igbo eine „Befreiungsbewegung“,
die erneut für einen unabhängigen Staat eintritt: Movement for the Actualisation of
a Sovereign State of Biafra (MASSOB). MASSOB-Milizionäre hissen offen die
alte Separatistenflagge und paradieren in Uniformen der ehemaligen Biafra-Poli-
zei durch die Straßen. Auf Landkarten, die die Umrisse des künftigen Biafra zei-
gen, sind wieder – wie in der Sezessionsrepublik von 1967 – weite Teile der Küsten-
region eingeschlossen. Sprecher der Minoritätenvölker erklärten, dass sie sich je-
dem Versuch widersetzen werden, sie in das Biafra-Projekt einzubeziehen.15 Doch
der Führer von MASSOB beharrte zunächst auf den Annexionsplänen: Seine Or-
ganisation kämpfe nicht nur für die Rechte der Igbo, sondern auch für die Befrei-
ung der Küstenvölker.16 Ob Igbo-Truppen tatsächlich die Deltaregion besetzen
würden, ist schwer vorauszusagen. Für den Moment reicht es, andere wissen zu
lassen, dass Igbo-Politiker diese Option besitzen, denn damit gewinnen sie gegen-
über den Führern anderer Ethnien eine stärkere Verhandlungsposition.

Mir scheint, die meisten Igbo-Politiker sind noch bemüht, ein Auseinander-
brechen Nigerias zu verhindern. Sie wollen ihre politischen und ökonomischen
Interessen im Rahmen einer losen (Kon-)Föderation verfolgen, und so müssen
sie mit Vertretern anderer Ethnien Allianzen schließen, um Einfluss auf den Staats-
apparat zu gewinnen. Doch diese Zweckbündnisse sind unberechenbar und meist
von der Absicht getragen, seine Partner zu übervorteilen.17 Eine verlässliche po-
litische Ordnung lässt sich auf ihnen nicht aufbauen. Bei den Debatten um eine
neue, „gerechte“ Verfassung zeichnet sich ein Bündnis mit den Nigerdelta-Mino-
ritäten ab. Igbo-Politiker machten sich deren Forderung nach Ressourcenkontrolle
zu Eigen, obwohl sie an einer solchen Regelung kein genuines Interesse haben
(Sklar 2004: 50). Sie hoffen, auf diese Weise die Unterstützung von Politikern
aus der Deltaregion zu gewinnen, etwa für den Fall, dass ein Igbo-Kandidat das
Präsidentenamt beansprucht.

Eine Art Pakt ist tatsächlich zustande gekommen, allerdings nicht zwischen of-
fiziellen Vertretern beider Seiten, sondern zwischen Führern separatistischer Mili-
zen. Asari Dokubo, der Chef der Niger Delta People’s Volunteer Force (NDLVF),
und Ralph Uwazuruike, der Anführer von MASSOB, wollen kooperieren, um der
Existenz Nigerias ein Ende zu setzen. Mehr an Gemeinsamkeiten verbindet sie
freilich nicht, in den Worten von Uwazuruike: „Der Feind meines Feindes ist mein
bester Freund.“18 Die Bewohner des Nigerdelta müssen mit der Möglichkeit rech-
nen, dass ihnen Igbo-Politiker im Konfliktfall keine Ressourcenkontrolle zugeste-
hen würden. Denn da das Siedlungsgebiet der Igbo keinen direkten Zugang zum
Meer besitzt, haben die Igbo-Politiker ein intensives Interesse an der Küstenregion:
nicht nur an den Ölfeldern, sondern auch an der Hafenmetropole Port Harcourt.
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Dass die Igbo in den letzten 35 Jahren wenig Einfluss auf das benachbarte
Delta-Gebiet nehmen konnten, liegt vor allem an der ethnischen Balance inner-
halb der Föderation. Die Hausa-Fulani und Yoruba bilden aus der Perspektive
der Minoritäten eine Art Gegengewicht zu den Igbo und bieten dadurch Schutz
vor deren Expansionismus. Auf diesen Schutz zu verzichten, wäre gefährlich,
und deshalb sprachen sich Ken Saro-Wiwa und die meisten anderen Minoritäten-
führer stets gegen einen Trennung von Nigeria aus (Saro-Wiwa 1998a [1993]:
334f; Kaiama Declaration 2004 [1998]: 53). Erst in den letzten Jahren hört man
viele Stimmen, vor allem unter militanten Jugendorganisationen, die alle Vor-
sicht fahren lassen und auf eine völlige Unabhängigkeit von Nigeria drängen.

Interne Konflikte

Gegen eine Sezession spricht aus der Perspektive der Delta-Bevölkerung noch
eine weitere Erwägung. Die Zentralregierung bietet nicht nur Schutz gegen Über-
griffe der großen Ethnien, sie schützt die Minoritäten auch vor sich selbst. Für
die Ogoni, Itsekiri und die meisten anderen Ethnien der Küstenregion ist die
Aussicht, in einer gemeinsamen Nigerdelta-Republik zusammenzuleben, wenig
attraktiv, denn ein solcher Staat wäre vermutlich von den Ijaw dominiert. Inner-
halb Nigerias sehen sich die vier oder fünf Mio. Ijaw als eine unterdrückte Min-
derheit, doch in einem Großteil des Deltas bilden sie eine Mehrheit, die sich ihre
zahlenmäßige Überlegenheit zunutze macht, um staatliche Institutionen zu kon-
trollieren. Als Ken Saro-Wiwa für jedes der Minoritätenvölker das Recht ver-
langte, einen eigenen Staat zu bilden, begründete er seine Forderung gerade mit
den Hegemonie-Bestrebungen der Nachbar-Ethnie: Solange die Ogoni gezwun-
gen seien, sich zusammen mit den Ijaw und anderen Gruppen den Bundesstaat
Rivers zu teilen, bekämen sie nie die Chance, den Gouverneur zu stellen.

Die Schaffung eines eigenen Ogoni-Bundesstaates würde dem Streit um die
Ölgelder freilich auch kein Ende setzen. Denn die Ogoni bilden, trotz ihrer For-
derung nach ethnischer oder nationaler Autonomie, nur ein loses Bündnis von
Gruppen, die unterschiedliche Sprachen sprechen und die schon in vorkolonialer
Zeit in Kriege um Land verstrickt waren (Isumonah 2004: 437f). Dass sie ihre
Ressourcen effektiv kontrollieren und gemeinsam verwalten würden, ist eher
unwahrscheinlich. Der Kampf um das Öl hat die Ogoni, so wie die Ijaw, nicht
geeint. Gerade die Gewaltstrategie der vielen rivalisierenden Jugendbanden und
Milizen trägt dazu bei, dass sich im Innern der Ethnien Ressentiments und ge-
genseitiges Misstrauen verbreiten. Denn die gangs organisieren sich auf lokaler
Ebene, in einzelnen Dörfern und Stadtvierteln, und sie operieren fast immer auf
eigene Faust, ohne Absprache mit anderen Gruppen: „Diejenigen, die die Gewalt
anführen, fühlen sich nicht notwendig zu einer gerechteren Ressourcenverteilung
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verpflichtet, die über eine Sicherung ihres eigenen Anteils hinausgeht“ (Human
Rights Watch 2003: 15). Mit ihren Angriffen auf Öleinrichtungen wollen sie vor
allem für sich selbst und für die eigenen communities Vergünstigungen erzwingen.

Die Ölfirmen, die sich lange Zeit nur auf den Schutz der Militärs verlassen hat-
ten, gaben dem Druck lokaler Gewaltakteure nach und begannen, selektiv einzelne
Dörfer oder Dorfgruppen zu fördern. In der Regel handelte es sich um Siedlungen,
mit denen sie in engerem Kontakt standen, weil sie auf deren Territorium Bohrtür-
me oder Pumpstationen errichtet hatten. Solche host communities erhielten direkte
Unterstützung durch den Bau von Schulen und Gesundheitseinrichtungen oder durch
die Vergabe von Stipendien. Indem die Konzerne manche Ortschaften begünstig-
ten und andere übergingen, schürten sie allerdings die Rivalität zwischen ihnen,
und dabei wurden sie selbst in lokale Konflikte hineingezogen. Sprecher von Shell
und Chevron räumten ein, dass ihre Politik zur Eskalation der Gewalt beigetragen
habe. Deshalb wolle man die Mittel zur Entwicklung der Region in Zukunft ge-
rechter verteilen (Ikelegbe 2006: 45; Peel 2005: 17; Zalik 2004: 408f, 415-417).

Zahlungen des Shell-Konzerns waren zum Beispiel Anlass für eine Serie von
Zusammenstößen zwischen Bille und Kalabari, zwei Untergruppen der Ijaw. Ju-
gendliche aus Bille hatten zwei Pumpstationen besetzt und für drei Monate die
Ölproduktion gestoppt, bis die Konzernmanager einwilligten, mit ihnen über ihre
Forderungen zu verhandeln. Jobs in den Produktionsanlagen konnte man ihnen
nicht offerieren, denn die Ölproduktion ist kapital-, nicht arbeitsintensiv. Zudem
wäre es gefährlich, ungelerntes Personal zu beschäftigen. Stattdessen bot man
den Jugendlichen an, die Anlagen zu bewachen, also entlang der Ölpipelines zu
patrouillieren und die Polizei zu informieren, falls sie Beschädigungen entde-
cken. Nur knüpfte man diesen Werkvertrag an die Bedingung, dass nicht nur
einzelne Jugendliche, sondern alle Familien von Bille an der Überwachung der
Anlagen beteiligt werden.

Benachbarte Ortschaften sahen sich freilich von der Kooperation mit Shell
ausgeschlossen, ja sie deuteten die finanzielle Unterstützung für Bille als einen
Versuch, ihre Gegner aufzurüsten: eine naheliegende Reaktion, denn Jugendli-
che nutzen die Zahlungen der Ölfirmen oft dazu, Waffen zu kaufen. Vertreter der
Kalabari wandten sich daher an Shell und drängten ebenfalls auf einen surveillance
contract, mit der Begründung, das Land, auf dem die Pumpstationen stehen, ge-
höre ihnen. Dieser Anspruch wurde von Bille bestritten, und so trieb der Streit
um die Landrechte die verfeindeten Parteien in eine bewaffnete Konfrontation
(Human Rights Watch 2002: 16-19; Tell, 5. 2. 2001: 56f).

Landkonflikte reichen oft weit in die Vergangenheit zurück, sie werden aber
durch den Streit um die Ölgelder verschärft. Dörfer, die von Shell oder Agip
direkt gefördert werden, wollen in der Regel nicht mit ihren Nachbarn teilen.
Entwicklungsprojekte oder Arbeitsverträge sollen nur ihnen selbst zugute kom-
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men, stehen doch die Bohrtürme von Shell auf „ihrem“ Land. Mit dieser Haltung
geraten sie in Gegensatz zum Ijaw Youth Council (IYC) und anderen Ijaw-Natio-
nalisten. Oronto Douglas, der aus einer Gegend stammt, in der kein Öl gefördert
wird, warnte einzelne communities davor, sich nur von den eigenen partikularen
Interessen leiten zu lassen: Das Öl gehöre der ganzen Nation, deshalb müssten
alle davon profitieren (Nwajiaku 2005: 487). Doch das Gefühl, einer gemeinsa-
men Nation anzugehören, ist unter den 40 „Clans“ nur schwach ausgeprägt. In
der Region um Oloibiri, wo die Ölförderung 1956 begann, sprechen die Men-
schen eine Sprache, die von anderen Ijaw nicht verstanden wird. Die Bewohner
dieser Gegend ziehen es vor, über die Nutzung „ihrer“ Ölfelder mit Shell direkt
zu verhandeln, statt die Vertretung ihrer Interessen dem IYC zu überlassen, zu-
mal die Organisation nach ihrem Eindruck von fremden Ijaw-Clans beherrscht
wird: „Sie ist dominiert von Izons, denn die haben ihren Mann als Gouverneur an
der Spitze“ (zit. nach Nwajiaku 2005: 486; vgl. ebd: 459, 472).

Nach dem Urteil von Human Rights Watch lassen sich die selbstzerstörerischen
Rivalitäten nur überwinden, wenn man bei der Verteilung der Ölgelder alle Bürger
des Nigerdelta gleich behandelt. Statt zwischen Gemeinden zu unterscheiden, auf
deren Territorium Öl produziert wird, und anderen, die keine eigenen Ölressourcen
besitzen, sollten alle Teile der Küstenregion gleichermaßen gefördert werden (Hu-
man Rights Watch 2002: 5, 19; vgl. Peel 2005: 17). Doch von den Ölkonzernen ist
nicht zu erwarten, dass sie in einer Region von 70.000 km2 mit mehr als 10 Mio.
Menschen einen flächendeckenden Ausbau der Infrastruktur finanzieren.19 Für das
Recht, die Ölfelder auszubeuten, zahlen Shell und andere Firmen dem nigeriani-
schen Staat einen Großteil ihrer Erlöse. Bei einem Weltmarktpreis von 50 US$ pro
Barrel Rohöl fließen 88 % in die Staatskassen. Auf diese Weise nahm die Zentral-
regierung in den letzten 30 Jahren über 300 Mrd. US$ ein.20 Nur hat sie es ver-
säumt, mit diesem Geld die Delta-Region zu entwickeln, und so verlangt die lokale
Bevölkerung von den Ölkonzernen zusätzliche Zahlungen, die direkt an die
communities gehen sollen. Die Firmen, die aus ihrem Anteil an den Verkaufserlö-
sen die Produktionskosten bestreiten müssen, sind freilich wenig geneigt, neben
den vertraglich vereinbarten Zahlungen an die Regierung weitere finanzielle Ver-
pflichtungen auf sich zu nehmen. Da die Ölförderung in dieser umkämpften Regi-
on ohnehin zu gefährlich wird, verlagern sie die Produktion auf Bohrinseln vor der
Küste. Dadurch verliert die Bevölkerung die Gelegenheit, die Ölmanager zu Ver-
handlungen über die Finanzierung von „Entwicklungsprojekten“ zu zwingen.

Der Aufstieg lokaler Gewaltakteure

Wenn die Ressourcen knapp werden, dürfte noch erbitterter um sie gestritten
werden. Die jungen Männer, die sich zu bewaffneten Aktionen entschließen, ha-
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ben wenig andere Einkommensquellen. Sie könnten für ein oder zwei US$ am
Tag auf den Feldern arbeiten, doch wer seinem häuslichen Elend entkommen
will, muss einen Weg finden, an dem einzigen Reichtum der Region, den Ölgeldern,
zu partizipieren. Die erfolgreichste Methode, sich einen Teil der Gelder anzueig-
nen, wird von den Milizen „direkte Ressourcenkontrolle“ genannt. Verhandlun-
gen mit Shell, Chevron oder Agip sind dabei nicht nötig. Man braucht nur das
technische know how, um Hochdruckpipelines anzubohren. Das Rohöl wird von
den angezapften Stellen direkt auf kleinere Schiffe geleitet, die es vor die Küste
bringen, wo es auf Öltanker verladen wird. So wie bei anderen Strategien, von
der Ölförderung zu profitieren, kommt es auch hier zu erbitterter Rivalität unter
den Bewohnern des Deltas, denn es geht um sehr viel Geld. Nach Schätzungen
von Shell gehen 8 bis 10 % der Produktion durch Diebstahl verloren; das könnte
im Jahr 2003 Rohöl im Wert von 1,5 bis 4 Mrd. US$ gewesen sein (Peel 2005:
11-12). Führer der Milizen betonen, dass es sich nicht um Diebstahl handele, da
das Öl ohnehin den Bewohnern der Region gehöre. Doch über die Verwendung
der Milliardeneinnahmen wird nicht demokratisch entschieden. Das Geld fließt
durch die Hände von warlords und ihrer Verbündeten im Staatsapparat. Und wenn
es zum Streit um die Beute kommt, gilt letztlich das Recht des Stärkeren. Erfolg-
reiche gangs verdrängen ihre Rivalen, so dass sie jene Wasserstraßen kontrollie-
ren, über die das gestohlene Öl transportiert wird, und damit können sie von den
Schiffen Schutzgelder erpressen.21

Öltanker, die vor der Küste illegal beladen werden, sind schwer zu verbergen.
Wenn Nigerias Polizei und Marine schärfere Kontrollen vornähmen, könnten sie
die Rebellengruppen von einem Großteil ihrer Geldressourcen abschneiden. Doch
die lokalen Kommandeure ziehen es vor, sich an der Beute zu beteiligen. Das Öl
macht Rebellen und Vertreter der Staatsgewalt zu Komplizen. Die Bedingungen
ihrer Koexistenz müssen jedoch immer wieder neu ausgehandelt werden. Um nicht
aus der Delta-Region verdrängt zu werden, demonstriert die Armee zuweilen, dass
sie brutal zuschlagen kann. Aber für gewöhnlich arrangieren sich Truppen, die fest
in der Region stationiert sind, mit den anderen Gewaltakteuren. Denn für die Sol-
daten, die schlecht bezahlt und ausgebildet sind, wäre es ruinös, in diesem unüber-
sichtlichen Terrain die Konfrontation zu suchen. Zwar nehmen sie gelegentlich
Mitglieder bewaffneter Banden fest, doch verzichten sie in der Regel auf Strafver-
folgung (Human Rights Watch 2005: 17). Umgekehrt vermeiden es auch die Mili-
zen, ihre Gegenspieler unnötig zu provozieren. Als Ijaw-Krieger im April 2003
eine Itsekiri-Ortschaft überfielen, informierten sie vor dem Angriff die Soldaten,
die dort zum Schutz der Dorfbewohner stationiert waren, damit sie sich rechtzeitig
in Sicherheit bringen konnten (Human Rights Watch 2003: 9, 23).

Ähnlich ambivalent wie gegenüber der Armee verhalten sich die Milizen
gegenüber dem politischen Establishment. Asari Dokubo geißelte in scharfen
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Worten den Opportunismus der eigenen Ijaw-Politiker, die mit dem Präsiden-
ten in Abuja kollaborieren. Gegen diese „Verräter“, die sich über die Interes-
sen des Volkes hinwegsetzten, verlangte er Selbstbestimmung und echte De-
mokratie. Bei den Wahlen 2003 hatte die Bevölkerung in der Tat keine Chance
gehabt, ihren Willen zu artikulieren. In Rivers, Bayelsa und Delta State kam es
zu so massiven Wahlfälschungen, dass Präsident Obasanjo hier über 90 % der
Stimmen erhielt. Für das Versagen demokratischer Institutionen ist Asari Dokubo
allerdings mitverantwortlich. Er hatte sich, wie auch sein großer Rivale Ateke
Tom, von Gouverneur Odili anheuern lassen, um mit seinen boys Oppositions-
politiker einzuschüchtern (Bergstresser 2005: 136f). Nach den Wahlen über-
warf er sich mit dem Gouverneur, und Odili schloss sich mit Ateke Tom, dem
Führer der Niger Delta Vigilante, zusammen. Doch auch Tom kann jederzeit
die Fronten wechseln; zwischen ihm und anderen Milizenführern gibt es kei-
nerlei ideologische Differenzen.

Dieser politische Pragmatismus macht es freilich nicht leichter, zu verlässlichen
Absprachen zu kommen – ganz im Gegenteil. Da im Kampf um Einflusssphären
und Ölgelder die verschiedensten Allianzen möglich sind, wird das Verhalten der
Akteure unberechenbar. Rebellenführer wie Politiker ähneln darin den Trickster-
Figuren afrikanischer Mythen. Nehmen wir als Beispiel Asari Dokubo: Als Sohn
eines Richters am Obersten Landesgericht begann er ein Jura-Studium, wurde
aber wegen mangelhafter akademischer Leistungen von der Universität verwie-
sen. Schon während des Studiums wandelte er sich zum wiedergeborenen Chris-
ten und trat der Deeper Life Bible Church bei, richtete sein Interesse dann aber
auf marxistische Literatur, konvertierte zum Islam und nahm den Namen Mujaheed
an: Kämpfer für den Dschihad. Er verließ Nigeria und absolvierte in einem isla-
mischen Trainingscamp eine sechsmonatige Guerilla-Ausbildung. Trotzdem ver-
suchte er nach der Rückkehr zunächst, innerhalb des politischen Establishments
Karriere zu machen. Er schloss sich der Social Democratic Party an, die der
Militärherrscher Babangida hatte gründen lassen, scheiterte aber bei den Wahlen
zum Parlament, machte sich zum Sprecher militanter Jugendlicher und gelangte
2001 mit Hilfe des Gouverneurs an die Spitze des IYC (Tell, 18. 10. 2004: 15-18;
Human Rights Watch 2005: 6). Als seine politischen Vorbilder nannte er Fidel
Castro und die Anti-Apartheid-Aktivisten in Südafrika, außerdem fühlte er sich
durch die „Freiheitskämpfer“ im Irak und in Tschetschenien inspiriert. Seine ge-
schäftlichen Interessen, so versicherte er, seien dem politischen Kampf unter-
geordnet. Was er durch den illegalen Ölhandel an Geldern einnehme, diene nur
dazu, den Befreiungskampf der Ijaw zu organisieren. Doch er liebt amerikani-
sche Luxuslimousinen und lebte, wenn er nicht gerade bei seinen Kämpfern im
Busch war, in einer Luxusvilla (Mason 2004; Jimo 2005; Tell, 18. 10. 2004: 24).
Im September 2004 ließ ihn Präsident Obasanjo mit seinem Präsidentenjet zu
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Verhandlungen in die Hauptstadt fliegen, und man einigte sich auf einen Waffen-
stillstand. Doch nachdem die Kämpfe wieder auflebten, wurde Asari am 20. Sep-
tember 2005 festgenommen und befindet sich seitdem in Haft.

Rebellenführer wie Asari Dokubo sind an einer demokratischen Kontrolle der
Ölressourcen nicht interessiert, aber darin unterscheiden sie sich nicht von anderen
Aktivisten der Delta-Minoritäten. Als am 15. September 2005 der Gouverneur von
Bayelsa wegen Geldwäsche in London verhaftet wurde, verlangte Asari, so wie
andere Ijaw-Nationalisten, dessen Freilassung. Der IYC warnte sogar die Regie-
rungen in London und Abuja: Falls der Gouverneur nicht umgehend freikomme,
könne man sich nicht für die Sicherheit britischer Bürger im Nigerdelta verbürgen.22

Angesichts der Komplizenschaft zwischen Milizen und korrupten Politikern
ist ein Ausweg der Krise nicht in Sicht. Den Bundesstaaten an der Südküste
mehr Geld zu überweisen, also ihren Anteil an den Ölrenten von 13 auf 50 %
zu erhöhen, würde die Probleme der Region nicht lösen. Nach Angaben der
Weltbank haben Nigerias Gouverneure und andere Amtsträger von 1999 bis
2004 50 Mrd. US$ auf Auslandskonten transferiert.23 Auch die Forderung, das
Geld direkt an die communities auszuhändigen und nicht an korrupte Politiker
in den Landeshauptstädten (Dibua 2005: 23), dürfte den Bewohnern nicht wei-
terhelfen. Denn auch auf Dorfebene gibt es keine Institutionen, die es den Men-
schen ermöglichen, die Willkür von warlords und Jugendbanden, von Politi-
kern und so genannten traditionellen Herrschern (das sind „Könige“ und ande-
re Würdenträger, die seit der Kolonialzeit mit staatlichen Autoritäten verbündet
sind und von der Regierung Gehälter beziehen) zu bändigen. Zwar finden über-
all Lokalwahlen und town meetings statt, aber die Dörfer, Clans und Familien-
gruppen sind durch interne Rivalitäten so geschwächt, dass sie ihre Führer nicht
unter Kontrolle bringen.

Unsichere Machtallianzen

Der IYC und andere ethnische Interessenverbände plädieren dafür, den korrup-
ten Eliten in den Bundes- und Landesbehörden die Kontrolle über die Ölgelder
zu entziehen und stattdessen die lokalen communities zu ermächtigen. Für aus-
ländische Unternehmen sind das keine attraktiven Aussichten. Die bisherigen
Bemühungen, sich mit den Menschen vor Ort zu arrangieren und ihnen Geld
zukommen zu lassen, haben den Firmen wenig Sicherheit gebracht. Immer wie-
der drängten sich Vertreter der lokalen Bevölkerung in ihre Büros und forderten
im Namen der umliegenden Dörfer mehr Geld: Shell habe zu wenig gezahlt, und
vor allem an die falschen Leute: „Ölfirmen haben gewaltige Summen an einzelne
Personen oder Gruppen gezahlt, die in betrügerischer Absicht behaupteten, die
Gemeinschaften zu repräsentieren“ (Osaghae 2001: 14). Aber wer sind die wirk-
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lichen Repräsentanten? Gibt es lokale Autoritäten, die die Ölgelder fair und un-
parteiisch verteilen würden? Die fremden Firmen hatten bis in die 1990er Jahre
hinein mit Dorfchefs und „traditionellen Herrschern“ kooperiert. Doch diese Eli-
ten behielten das Geld der Ölkonzerne meist für sich oder verteilten es an ihre
Anhänger. Gegen diese Selbstbereicherung formierte sich der Widerstand mili-
tanter Jugendlicher, die den Einfluss der elders, der etablierten Autoritäten, zu-
rückdrängen und manchmal auch brechen konnten.24 Doch die Jugendbanden
verhalten sich ähnlich eigenmächtig wie die elders, die sie verdrängen. Die meis-
ten von ihnen wollen, trotz der militanten Kritik an Shell oder Chevron, die Rolle
von Partnern übernehmen, die von den Segnungen der Ölindustrie profitieren.
Wenn sie Förderanlagen besetzen, Zufahrtswege blockieren oder Mitarbeiter kid-
nappen, geht es ihnen oft darum, einen „Dialog“ zu eröffnen mit dem Ziel, auf
die Gehaltslisten der Firmen gesetzt zu werden (Nwajiaku 2005: 484, 491; Hu-
man Rights Watch 2002: 3, 28).

Aus der Perspektive ausländischer Konzerne sind die Aktionen der „Jugendli-
chen“ unberechenbar. Die Besetzung oder Zerstörung von Produktionsanlagen
richtet sich oft gar nicht gegen deren Betreiber, sondern dient als ein Mittel, die
Regierung unter Druck zu setzen (Ikelegbe 2006: 39). Denn die Menschen haben
trotz der „Demokratie“ wenig andere Möglichkeiten, sich Gehör zu verschaffen.
Die Herrschenden in der Hauptstadt Abuja, etwa 600 Kilometer entfernt, lassen
sich von Demonstrationen oder Protestresolutionen wenig beeindrucken. Die
Ölfirmen dagegen sind leichter angreifbar; sie reagieren empfindlicher auf Druck,
und so werden sie in Konflikte hineingezogen, deren Dynamik sie kaum beein-
flussen können. So legten in Warri Milizen die Ölproduktion lahm und verlang-
ten, dass die Zentralregierung für die Ijaw drei zusätzliche Bundesstaaten sowie
120 Kreisverwaltungen mit den entsprechenden Jobmöglichkeiten errichtet
(Ejobowah 2000: 38). Im April und Mai 2003 kam es wegen der Kontrolle über
die bestehenden Kreisverwaltungen zu Zusammenstößen zwischen Ijaw und
Itsekiri mit etwa 1000 Toten. Die Ölanlagen blieben dabei nicht verschont, und
so verlor Chevron/Texaco nach eigenen Angaben Produktionsstätten und Pipe-
lines im Wert von 500 Mio. US$ (Peel 2005: 17).

Milizen können freilich auch als Ordnungsfaktor wirken: Nach einem Angriff
der Luftwaffe auf ein Rebellenlager im September 2004 drohte Asari Dokubo,
die Ölinstallationen in die Luft zu sprengen, falls die Armee und die Ölfirmen
das Delta nicht verlassen. Doch er hat seine Drohung nicht wahr gemacht, ver-
mutlich weil er selbst so viel an der Ausbeutung der Ölvorkommen verdient. Nur
solange Öl gepumpt wird, kann er es aus den Pipelines stehlen.

Wie dieses Beispiel zeigt, hat die Regierung gute Gründe, nicht energisch ge-
gen den illegalen Verkauf von Rohöl vorzugehen. Solange örtliche Politiker und
Milizenführer die Chance haben, sich an der Ölförderung zu bereichern, suchen
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sie sicherzustellen, dass kleinere Banden, die auf eigene Rechnung operieren,
sich nicht an den Produktionsanlagen vergreifen.

Ölfirmen und warlords haben ein gemeinsames Interesse daran, dass die Öl-
quellen weiter fließen. Die Frage ist nur, ob sich auf dieser Basis eine langfristige
Zusammenarbeit institutionalisieren lässt. Falls der Zentralstaat zerfällt, müssten
internationale Investoren mit den lokalen Machthabern über die Lizenzen zur
Ölförderung verhandeln. Doch warlords wie Asari Dokubo sind unzuverlässige
Vertragspartner. Sie müssen auf Verbündete und rivalisierende Milizen Rück-
sicht nehmen, vor allem aber auf die eigenen Leute. Asari sprach davon, dass er
2000 Kämpfer unter Waffen habe, aber er war kein Kommandant, der von seinen
Truppen Gehorsam verlangen konnte. Die NDLVF ist nur eine lose Allianz von
gangs mit eigenen Führern und bizarren Namen: Icelanders, Greenlanders, Palace
Boys, Ku Klux Klan, Germans oder Vultures. Von der Bevölkerung werden diese
Gruppen „Kulte“ genannt, weil sich ihre Mitglieder durch religiöse oder magi-
sche Riten aneinander binden.25 Ihre primäre Loyalität beschränkt sich also auf
einen engen Zirkel und nimmt auf übergeordnete Interessen wenig Rücksicht.
Wenn sie sich den großen Milizen anschließen, geschieht es oft in der Hoffnung,
Waffen zu erhalten, die sie dann für ihre eigenen Operationen nutzen können
(Human Rights Watch 2005: 4; Tell, 27. 9. 2004: 17).

In Nigeria wurde spekuliert, dass ausländische Firmen den Zerfall Nigerias
herbeiwünschen, weil sie durch Lizenzverträge mit kleinen ethnischen Staaten
oder Territorien bessere Konditionen aushandeln können.26 Doch es ist eher zu
vermuten, dass sie keine weiteren Investitionen riskieren würden. Denn welche
Instanz sollte über die Einhaltung von Verträgen wachen? In einem vertraulichen
Papier, das von amerikanischen Ölfirmen stammen soll, heißt es, dass man es
vorziehe, die Bedingungen für Förderlizenzen mit der Zentralregierung in Abuja
auszuhandeln und nicht mit Vertretern aus den Küstenstaaten. Allerdings äußer-
ten die Sprecher der Ölfirmen Zweifel, ob der Zentralstaat seine Autorität noch
lange aufrechterhalten kann. Es sei vermutlich nur eine Frage der Zeit, bis die
Föderation auseinander breche.27

Wie lässt sich der Verfall des Staates abwenden?

Die Empfehlungen von Experten geben, wie mir scheint, wenig Grund zum Op-
timismus. Um die wirtschaftlichen Ursachen der ausufernden Gewalt zu bekämp-
fen, will die staatliche Niger Delta Development Commission ähnlich wie in Sin-
gapur Technologie-Parks aufbauen, damit ein wirtschaftliches Umfeld entsteht,
das internationale High-Tech-Firmen anzieht (Peel 2005: 7). Ähnlich unrealis-
tisch sind die Vorschläge mancher Experten aus dem Ausland: Die Regierung
solle die Milizen entwaffnen und für deren Mitglieder andere, legale Formen von
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Einkommen schaffen (Human Rights Watch 2003: 25, 28). Die Möglichkeiten
westlicher Sozialtechnologie stoßen hier an ihre Grenzen. Einige Kämpfer waren
zwar bereit, ihre Gewehre abzuliefern, nachdem sich die Regierung zu einem
buy-back-Programm durchgerungen hatte. Doch die Milizen verkauften nur älte-
re Waffen, erhielten dafür Preise, die über dem Marktwert lagen, und konnten die
Erlöse nutzen, um sich moderneres Gerät zu beschaffen (Amnesty International
2005: 19, Best & Von Kemedi 2005: 28; Economist, 14. 5. 2005: 44).

Andere Vorschläge zur Deeskalation der Konflikte klingen realistischer. Da-
mit die Staatsgewalt als unparteiischer Vermittler anerkannt wird, müsse sie da-
für sorgen, dass die eigenen Sicherheitskräfte nicht länger die Bevölkerung ein-
schüchtern. Bislang hat der Staat es versäumt, Polizei- und Armeeangehörige für
massive Menschenrechtsverletzungen, wie das Massaker von Odi, zur Rechen-
schaft zu ziehen (Human Rights Watch 2003: 23, 26f). Human Rights Watch
forderte daher, Verbrechen der Sicherheitskräfte strafrechtlich zu verfolgen. Doch
der politische Spielraum des Präsidenten ist hier sehr begrenzt. Soldaten, die
befürchten müssen, wegen Menschenrechtsverletzungen vor Gericht zu kommen,
könnten sich weigern, gegen irreguläre Truppen in Krisengebieten zu kämpfen,
und damit würde der Regierung die Kontrolle über die Armee entgleiten. Die
jetzige Praxis, schwere Menschenrechtsverletzungen in Kauf zu nehmen, ist je-
doch ebenfalls riskant. Polizei- und Armee-Einheiten, die sich nicht an rechts-
staatliche Regelungen gebunden fühlen, gleichen sich den anderen Gewaltakteu-
ren an. Schon jetzt lassen sie sich von ihren Gegenspielern in vendettas hinein-
ziehen. Wenn einzelne Soldaten in einen Hinterhalt geraten und getötet werden,
schlagen die Sicherheitskräfte brutal zurück, und da die Täter kaum zu fassen
sind, richten sich die Vergeltungsaktionen oft gegen deren Angehörige. Diesem
Prinzip der Blutrache folgte auch der Angriff der Armee auf Odi, eine Stadt mit
etwa 10.000-15.000 Einwohnern. Nachdem hier ein Dutzend Polizisten von ei-
ner Jugendbande getötet wurde, stellte Präsident Obasanjo dem Ijaw-Gouver-
neur von Bayelsa ein Ultimatum, die Schuldigen gefangen zu nehmen und sie
den Strafverfolgungsbehörden auszuliefern. Kurz vor Ablauf der Frist wurden
2.000 Soldaten in Marsch gesetzt. Sie töteten mehr als Hundert Bewohner von
Odi und plünderten die Stadt, um sie dann bis auf eine Handvoll Gebäude nieder-
zubrennen (Tell, 17. 1. 2000: 22f; Smith-Höhn 2004: 56f).

Um die eigenen Angehörigen zu schützen und potentielle Angreifer abzuschre-
cken, sind die Sicherheitskräfte bemüht, durch spektakuläre Vergeltungsaktionen
ihre Übermacht zu demonstrieren. Die Ereignisse in Odi illustrieren aber nicht
nur die Brutalität der Staatsgewalt, sie geben auch eine Vorstellung davon, was
nach einem Abzug von Armee und Polizei geschehen könnte. Die Bande, für
deren Gewaltaktionen die Bürger von Odi büßen mussten, stammte gar nicht aus
der Stadt. Sie war aus dem benachbarten Yenagoa vertrieben worden, hatte sich
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in Odi niedergelassen und terrorisierte dort die Bewohner. Da die etablierten
Autoritäten der Stadt zu schwach und in sich zerstritten waren, hatte man nicht
die Kraft aufgebracht, gemeinsam gegen die 20 bis 30 Mitglieder der Bande
vorzugehen. Daher hatte sich der „traditionelle Herrscher“ von Odi an die Be-
hörden in der Landeshauptstadt gewandt, mit der Bitte, ihnen Polizisten zu schi-
cken (Smith-Höhn 2004: 55, 58).

Ausblick

Eine Lösung der Konflikte ist nicht in Sicht. Doch angesichts der Gefahr, die
Ölproduktion auf dem Festland zu verlieren, ist es möglich, dass die wichtigsten
Akteure ihre Verteilungskämpfe zurückstellen und Arrangements aushandeln,
durch die sich die Feindseligkeiten wenigstens vorübergehend eindämmen las-
sen. Nigerias Eliten haben auch bei früheren Gelegenheiten bewaffnete Ausein-
andersetzungen provoziert, doch waren sie in der Regel pragmatisch genug, die
Gewalt in einen Prozess politischer Verhandlungen einzubinden. Gewalt hatte
meist eine limitierte Funktion; sie diente als ein Mittel, Widersachern Zugeständ-
nisse abzupressen.28

Die politischen Eliten, die sich so erbittert bekämpfen, sind zugleich bemüht,
die Gewalt unter Kontrolle zu halten, denn wenn der gemeinsame Staat zerfällt,
werden fast alle zu den Verlierern gehören. Ein Bruch der Föderation würde ver-
mutlich zu regionalen Kriegen führen (Sklar 2004: 46). Für die Igbo, die kurz vor
dem Biafrakrieg schon einmal zu Hunderttausenden aus dem Norden fliehen
mussten, ist die Aussicht, erneut vertrieben zu werden, ein Albtraum. Und auch
Angehörige anderer Ethnien müssten befürchten, Opfer von Grenzkriegen und eth-
nischen Säuberungen zu werden. Da sich so viele Nigerianer in multi-ethnischen
Großstädten angesiedelt haben und durch ein Netz von Handelsbeziehungen ver-
bunden sind, wäre es hochriskant, sich in „ethnische Republiken“ zu separieren.

Neben den zentrifugalen Kräften, die zur Auflösung der Föderation treiben,
gibt es daher auch Bemühungen, Differenzen zu überbrücken. Präsident Obasanjo
hat schon angedeutet, dass er bereit wäre, den Interessen der Ölminoritäten wei-
ter entgegenzukommen. Anfang 2006 erfüllte er zudem eine wichtige Forderung
von Nichtregierungsorganisationen, als er die Zentralbank anwies, für jedes Haus-
haltsjahr genau aufzulisten, wie viel Geld von den Ölkonzernen in die Staatskas-
sen geflossen ist.29 Die Veröffentlichung dieser Zahlen soll helfen, Fälle von
Korruption aufzudecken und die Ausgaben des Staates transparenter zu machen.
Vielleicht tragen solche Initiativen auch dazu bei, jene Kräfte im Nigerdelta zu
stärken, die sich der Gewaltstrategie der warlords entgegenstellen und einen
Ausgleich mit der Zentralregierung suchen. Mit den Geldern, die die Regierung
und die Ölkonzerne der Deltaregion zur Verfügung stellen, ließen sich die Le-
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bensumständen der Bewohner deutlich verbessern, und es gibt einige community
development-Initiativen, wie das Akassa-Projekt, die offenbar recht erfolgreich
operieren. Statt sich auf den ruinösen Kampf um mehr Ölgelder einzulassen, rich-
ten sich hier die Anstrengungen darauf, die vorhandenen Mittel sinnvoll zu nutzen.

Nach der Verhaftung von Asari Dokubu und Gouverneur Alamieyeseigha sind
die Konflikte freilich erst einmal eskaliert. Eine bislang unbekannte Gruppe, die
sich Movement for the Emancipation of the Niger Delta (MEND) nennt, verlang-
te die sofortige Freilassung der beiden Männer und drohte mit einem „totalen
Krieg“, um das Militär und die ausländischen Firmen zu vertreiben. Im Januar
2006 zerstörten Rebellen mehrere Ölplattformen, so dass Shell Hunderte von
Mitarbeiten evakuieren musste. Es folgten Bombenattentate auf wichtige Pipe-
lines, auf die Raffinerie in Warri und das Exportterminal in Forcados mit der
Folge, dass Nigerias Ölproduktion um ein Viertel zurückging. Für den Fall, dass
die Regierung nicht einlenke, kündigte ein Sprecher der MEND-Rebellen an,
Öltanker vor der Küste mit Raketen zu beschießen.30 Zur Unterstützung einer
Militäraktion mit dem Namen Restore Hope entsandte Präsident Obasanjo wei-
tere Truppen in die Krisenregion,. Doch ohne den Rückhalt der Bevölkerung
dürfte es der Armee nicht gelingen, die Ölanlagen dauerhaft zu schützen. Aber
auch die Rebellenführer, die an die Stelle staatlicher Autoritäten treten wollen,
sind nicht in der Lage, ausländischen Investoren Sicherheit zu bieten. Sie haben
weder die Macht, neue Verwaltungsstrukturen aufzubauen, noch haben sie ein
Interesse daran, denn ihr Aufstieg gründet sich gerade auf den Zustand allgemei-
ner Unsicherheit (Reno 2003: 340-341). Wenn es kaum noch schützende Institu-
tionen gibt, müssen sich die Bürger den warlords unterwerfen, die die Mittel des
Überlebens monopolisieren.

Anmerkungen
1 Im Jahr 2004 nahm die Zentralregierung etwa 25 Mrd. US$ an Ölrenten ein. (Peel 2005: 6)

Davon profitierten die neun Öl produzierenden Staaten, insbesondere die großen Erzeugerstaaten
Delta, Rivers und Bayelsa, auf doppelte Weise. Neben ihrem Anteil von 13 % erhielten sie
noch, so wie die anderen Staaten der Föderation, die üblichen Transferzahlungen aus der Haupt-
stadt: Von den Einnahmen des Bundes gehen 24 % an die 36 Staaten, weitere 20 % an die 774
Lokalverwaltungen, der Rest fließt in die Budgets der Bundesbehörden (Sagay 2004: 89).

2 Die Zahl privater Handfeuerwaffen wird für ganz Nigeria auf ein bis drei Mio. geschätzt (Best
& Von Kemedi 2005: 17).

3 Oronto Douglas, in: Tell, 12. 12. 1999: 18; Ijaw Youth Council, März 2001, zit. nach Adekson
2004: 82.

4 Smith 2005: 738. Ähnlich Apter (1998: 122): „Nur wenige sorgten sich um die Ogoni, die in
der populären Presse manchmal mit Pygmäen von niedrigerem evolutionären Stand verglichen
wurden.“ Als der staatliche Rundfunk meldete, dass Ken Saro-Wiwa hingerichtet worden war,
wurde diese Nachricht im Staff Club meiner Universität mit viel Bier gefeiert. Igbo-Kollegen
erklärten mir, Ken Saro-Wiwa sei mitverantwortlich dafür, dass Tausende von Igbo, die wäh-
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rend des Biafrakriegs aus Port Harcourt vertrieben wurden, ihren Besitz nie zurückerstattet
bekamen, ja dass sie nicht einmal eine Entschädigung erhielten.

5 Dass die Regionen ihre Ressourcen anfangs selbst kontrollierten, wurde von allen Beteiligten
als fair empfunden, denn die drei Regionen exportierten vor allem Güter, die ihre Bewohner
selbst erzeugt hatten: Erdnüsse und Baumwolle im Norden, Kakao im Südwesten und Palmöl
im Südosten. Erst mit der Erschließung der Erdölvorkommen kam es zum Streit. Das Öl, das
internationale Firmen aus dem Boden pumpen, haben weder die Delta-Minoritäten, noch ande-
re Nigerianer produziert, auch wenn sich die Fischer- und Bauerndörfer des Delta als oil
producing communities bezeichnen. Wären einzelne Ogoni- oder Ijaw-Gruppen tatsächlich die
Produzenten, gäbe es – auch unter den Minderheitenvölkern selbst – weniger Konflikte darum,
wem die Erlöse aus dem Exportgeschäft zustehen.

6 Eine Zeitschrift aus Lagos.
7 Vgl. den Gesetzentwurf, den Vertreter der Yoruba, Igbo und anderer Ethnien dem Parlament

vorlegten (Patriots 2001: 1, 3).
8 Tell, 19. 2. 2001: 24.
9 Agbu 2004a: 33; Wole Soyinka, in Tell, 3. 1. 2005, 45.
10 Zu diesem Urteil kommen Amadu Sesay (2003: 78) und seine Mitarbeiter nach Umfragen in

der Deltaregion; ähnlich Ifeka 2004: 146–147.
11 Alfred Ilenre, Generaldekretär der Ethnic Minority and Indigenous Rights Organisation of

Africa, in Tell , 2. 12. 2002: 28.
12 Hotline [eine Zeitschrift aus Kaduna, der politischen Metropole des Nordens], 7. 5. 2000: 32.
13 Abubakar Buba Galadima, in TSM. The Sunday Magazine [Lagos], 4. 12. 1994: 16f.
14 Hotline, 19. 11. 2000: 24; vgl. Agbu 2004a: 27.
15 Newswatch [Lagos], 29. 5. 2000: 13; Tell, 15. 11. 2004: 34.
16 Ralph Uwazuruike, in The News, 17. 4. 2000: 14–15.
17 Gegenüber Mitgliedern der eigenen Gruppe gelten Gesetze der Reziprozität, doch in der Sphä-

re „nationaler“ Politik, im Wettbewerb mit Vertretern anderer Ethnien oder communities, sind
moralische Verpflichtungen weitgehend suspendiert: „Die politische Arena ist amoralisch, und
Verhalten, das man in anderen Kontexten für moralisch verwerflich hält, ist hier erlaubt“
(Osaghae 1995: 62; vgl. Berman 2004: 47).

18 Tell, 19. 9. 2005: 38.
19 Ähnlich illusorisch ist die Annahme, die Firmen könnten dazu beitragen, die Arbeitslosigkeit

zu beseitigen. Die Ölindustrie beschäftigt, direkt oder indirekt, in ganz Nigeria 35.000 Men-
schen (Amnesty International 2005: 19).

20 Peel 2005: 2, 4.
21 Tell, 18. 10. 2004: 21, 24.
22 Tell, 3. 10. 2005: 30, 32. – Selbst Oronto Douglas, der in westlichen Medien als der bekannte-

ste Menschenrechtsaktivist unter den Ijaw auftritt, stellte sich hinter den Gouverneur und sprach
von einer „Verschwörung“ (ebd.: 32). Da Douglas sehr viel Einfluss auf den Ijaw Youth Council
besitzt, hatte ihn der Gouverneur von Bayelsa zu seinem Informationsminister gemacht.

23 Tell, 19. 9. 2005: 24.
24 Das Wort youth bezeichnet nicht so sehr das Alter einer Person als ihren sozialen Status. Ge-

meint sind neben Jugendlichen im engeren Sinn auch ärmere, weitgehend rechtlose Männer,
die nicht den Status von elders erreicht haben. Etwas salopp ausgedrückt: „Der Ausdruck ‘Ju-
gendlicher’ bezeichnet jede arbeitslose Person unter 50“ (Africa Confidential, 27. 5. 2005: 4;
vgl. Ekong 2004: 18).

25 Der Begriff „Kult“ spielt auch darauf an, dass viele Bandenführer ehemalige Studenten sind,
die den Black Axe und anderen „Campus-Kulten“ angehörten.

26 Tell, 26. 9. 2005: 31.
27 The News, 25. 9. 2000: 65.
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28 Selbst die Scharia-Kampagne, mit der Politiker in den nördlichen Bundesstaaten eine Serie
religiöser Unruhen provozierten, war vor allem darauf berechnet, die Regierung des christli-
chen Präsidenten unter Druck zu setzen (Mazrui 2001: 2; Kukah o.J.: 3). Und auch die Revanche-
morde im Süden, mit denen christliche Igbo auf die Scharia-Massaker reagierten, waren – aus
Sicht von Igbo-Führern – Teil einer Drohkulisse, die die eigene Verhandlungsposition stärken
sollte: Nur wenn man der Gegenseite zeigt, dass man vor einer Konfrontation nicht zurück-
schreckt, wird sie sich mäßigen und Kompromisse eingehen.

29 Africa Research Bulletin, 16. 4.–15. 5. 2006: 16932.
30 BBC. Focus on Africa, April–June 2006: 16–17; African Business, April 2006: 52; Africa

Research Bulletin, 1. 2.–28. 2. 2006: 16548–16549 und 16. 3.–15. 4. 2006: 16893.
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